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Drucksache V/4222 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Schultz (Gau-Bisdiofsheim), Jung, 
Ollesch und der Fraktion der FDP 


betr. Wehrstrafgerichte 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Trifft es zu, daß die Bundesregierung die Einrichtung von 
Wehrstrafgerichten vorbereitet? 

2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Wehrstraf- 
gerichte im Ernstfall nur dann ihre Aufgabe zufriedenstel- 
lend erfüllen können, w^enn sie bereits im Frieden aufge- 
stellt werden und im Ernstfall sofort tätig werden können? 

3. Beabsichtigt die Bundesregierung, von der Ermächtigung des 
Artikels 96 Abs. 2 des Grundgesetzes Gebrauch zu machen 
und ein die Wehrstrafgerichtsbarkeit im einzelnen regeln- 
des Bundesgesetz demnächst dem Parlament vorzulegen? 

4. Wie muß nach den Vorstellungen der Bundesregierung eine 
Wehrstrafgerichtsbarkeit beschaffen sein, die einen nahtlo- 
sen Übergang von der zivilen Strafgerichtsbarkeit in Frie- 
denszeiten zur Wehrstrafgerichtsbarkeit im Verteidigungs- 
fall einschließlich der Spannungszeit gewährleistet? 

5. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung über 

a) die Organisation einer Wehrstrafgerichtsbarkeit, 

b) über die Besetzung der Wehrstrafgerichtsbehörden, 

c) über den völkerrechtlichen Status der Richter und Be- 
amten der Wehrstrafgerichtsbarkeit? 

6. Beabsichtigt die Bundesregierung daran festzuhalten, daß 
der Bundesminister der Justiz für die Wehrstrafgerichte zu- 
ständig ist? 


Bonn, den 16. Mai 1969 

Sdiultz (Gau-Bischofsheim) 
Jung 
Ollesch 

Misdinick und Fraktion 
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